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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Parlamentsmandat

Das Parlament erteilte dem Bundesrat den Auftrag, zu überprüfen, ob in der laufenden
Revision der Akkreditierungsverordnung eine Offenlegungspflicht für die
Interessenbindung der Bundeshausjournalisten einzuführen ist. Der Nationalrat, von
dem diese Idee ursprünglich stammte, schloss sich im Berichtsjahr der kleinen Kammer
an und überwies die von dieser abgeänderte Motion Stahl (svp, ZH). Der Nationalrat
stellte sich damit gegen die Mehrheit seiner SPK, welche seit dem letzten Jahr ihre
Meinung geändert hatte und nun eine derartige Gesinnungsüberprüfung bei
Medienschaffenden als unnötig und rechtswidrig beurteilte. 1

MOTION
DATUM: 23.03.2007
HANS HIRTER

Mit 160 von 179 gültigen Stimmen, ein Resultat, das zeige, dass er den Respekt bei
seinen Kolleginnen und Kollegen auch nach 13 Jahren im Rat nicht verloren habe (Le
Matin), wurde der erste Vizepräsident Dominque de Buman (cvp, FR) zum
Nationalratspräsidenten gewählt. Von den 189 eingelangten Wahlzetteln waren 10 leer,
Diverse erhielten 19 Stimmen. Der Fribourger CVP-Volksvertreter, der seit 2003 im
Nationalrat sitzt, löste damit Jürg Stahl (svp, ZH) ab, der für die SVP das höchste Amt im
Nationalrat inne gehabt hatte. 
In seiner Abschiedsrede fasste Stahl seine Emotionen des intensiven Jahres mit der ihn
beeindruckenden Vielfalt und Vielseitigkeit der Schweiz zusammen, die er habe erleben
dürfen. Er habe gelernt, dass man als Politiker zwar naturgemäss dorthin schauen
müsse, wo etwas nicht funktioniere, dass es aber gut tue, sich Musse, Zeit und Mut zu
nehmen, „auch dorthin zu schauen, wo es funktioniert”. Dies sei vor allem dank
Menschen möglich, die nicht im Rampenlicht stünden.
De Buman seinerseits kündigte an, sein Amt in einem Geist der Unparteilichkeit, des
Wohlwollens und der Effizienz ausüben zu wollen. Er bemühte die Schweizer
Geschichte und zitierte Bruder Klaus, einen der ersten Garanten der nationalen
Kohäsion der Willensnation Schweiz. Er sprach die Herausforderungen des kommenden
Jahres an: Das Scheitern der Rentenreform und der Unternehmenssteuerreform III
zeige, dass den Bürgerinnen und Bürgern noch mehr Gehör geschenkt werden müsse
und mehrheitsfähige Lösungen ausgearbeitet werden müssen. Zwischen den Reden
wurde Jazzmusik gespielt. 
In der Presse wurde der Freiburger Neo-Nationalratspräsident als Politiker mit Witz und
Charme beschrieben, der in seiner Partei beliebt sei, obwohl er am linken Rand
ziemlich einsam sei. Sich kurz zu fassen sei für den dossiersicheren „homme de
culture” allerdings nicht einfach (NZZ). Für den einst von seiner Partei als
Bundesratskandidaten verschmähten Welschfreiburger sei das Präsidium die Krönung
der Karriere (TA), auch weil die Politkarriere des erfolgreichen Tourismus-Lobbyisten
mutmasslich 2019 zu Ende gehe, kenne doch die Freiburger CVP eine
Amtszeitbeschränkung von 16 Jahren (BZ). 
Ins Amt der ersten Vizepräsidentin stieg die Tessiner Genossin Marina Carobbio
Guscetti auf. Sie wurde mit 154 von 179 gültigen Stimmen gewählt. Diverse erhielten 10
Stimmen und Chantal Galladé (sp, ZH), die 2016 in der SP-fraktionsinternen
Ausmarchung nicht berücksichtigt worden war, erhielt 15 Stimmen. Sieben der 186
eingelangten Wahlzettel wurden leer eingelegt. 
Zur zweiten Vizepräsidentin wurde Isabelle Moret (fdp, VD) gekürt. Ihre Wiederwahl bei
den Nationalratswahlen 2019 vorausgesetzt, wird Moret also voraussichtlich 2019/2020
den Nationalrat präsidieren. Sie erhielt 145 von 163 gültigen Stimmen, von denen 18 auf
Diverse entfielen. Von den 169 eingelangten Wahlzetteln blieben fünf leer und einer war
ungültig. 
Mit der Wahl des Nationalratspräsidiums waren fünf der sechs Präsidiumsmitglieder in
den beiden Kammern nicht deutschsprachig; ein Umstand, den es so noch nie gegeben
hat. Einzig die neue Ständeratspräsidentin Karin Keller-Sutter (fdp, SG) spricht als
Muttersprache Deutsch. 2

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 27.11.2017
MARC BÜHLMANN
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In der ersten Sitzung der Wintersession 2017 schritt die kleine Kammer zur Wahl des
Büros des Ständerats für 2017/18. Der scheidende Präsident, Ivo Bischofberger (cvp,
AI) bedankte sich für das im vergangenen Jahr entgegengebrachte Vertrauen und wies
auf die respektvolle Debattenkultur im Ständerat hin. Allerdings müsse dem
persönlichen Gespräch auch weiterhin Beachtung geschenkt werden, da im
Bundeshaus immer häufiger per E-Mail kommuniziert werde. Während im Jahr 2003
noch 3 Mio. Mails pro Monat versandt worden seien, seien es heute deren 30 Mio. Die
Suche nach Konsens gelinge aber erfolgreicher mittels direktem, persönlichem
Gespräch als über anonyme Korrespondenz. 
Turnusgemäss wurde die amtierende Vizepräsidentin, Karin Keller-Sutter (fdp, SG) zur
Ständeratspräsidentin gekürt. Von 45 eingelangten Wahlzetteln waren zwei leer und 43
mit ihrem Namen versehen. In ihrer Antrittsrede wies die St. Gallerin darauf hin, dass
sie es einerseits dem Zufall verdanke, dass sie heute hier sitze – eigentlich wäre der
Platz für den 2013 verstorbenen Pankraz Freitag (fdp, GL) vorgesehen gewesen –,
andererseits habe ihr aber auch zu denken gegeben, dass bisher lediglich drei Frauen
das Ständeratspräsidium besetzt hätten: Josi Meier (cvp, LU), Françoise Saudan (fdp,
GE) und Erika Forster-Vannini (fdp, SG). Wenn Frauen gefragt würden, müssten sie
bereit sein, eine Aufgabe zu übernehmen. Sie lasse sich auch leiten von der
Überzeugung, dass die Kraft der Schweiz in den Institutionen liege. Dass die Schweizer
Politik als langweilig gelte, sei gut, weil dies auch mit Berechenbarkeit und Stabilität
einhergehe. In den Medien wurde spekuliert, dass die Ostschweizer Freisinnige wohl
noch nicht am Ende ihrer Karriere sei, da sie als chancenreichste Nachfolgerin des wohl
bald zurücktretenden Bundesrats Johann Schneider-Ammann gelte. Nach einem
musikalischen Intermezzo wurden die weiteren Mitglieder des Büros gewählt. Jean-
René Fournier (cvp, VS; 43 von 46 Stimmen) wurde zum ersten Vizepräsidenten und
Géraldine Savary (sp, VD; 41 von 46 Stimmen) zur zweiten Vizepräsidentin gewählt.
Ergänzt wurde das Präsidium durch den Stimmenzähler Alex Kuprecht (svp, SZ; 41 von
46 Stimmen) und den Ersatzstimmenzähler Thomas Hefti (fdp, GL; 43 von 46
Stimmen). 3

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 27.11.2017
MARC BÜHLMANN

Ende November 2017 löste ein Artikel in der Zeitung Le Temps über Yannick Buttet (cvp,
VS) eine Debatte aus, mit der die aktuellen Diskussionen um #metoo – ein Kürzel, das
im Rahmen der Anklage gegen den US-amerikanischen Filmproduzenten Harvey
Weinstein aufgekommen war und auf sexuelle Belästigung und sexuelle Übergriffe
aufmerksam machen will – auch in Bundesbern virulent wurden und die letztlich zur
Demission des Walliser Nationalrats führten. 

Le Temps berichtete, dass gegen Buttet eine Klage wegen Stalking eingereicht worden
sei. Er habe eine Frau, mit der er eine aussereheliche Beziehung gehabt habe, seit dem
Ende dieser Beziehung über ein Jahr lang mit Sprachnachrichten und Telefonanrufen
eingedeckt. Als er sie an ihrem Wohnort aufgesucht habe, habe die Frau die Polizei
gerufen, die Buttet im Garten der ehemaligen Geliebten verhaftet habe. 
Buttet bestritt die Vorwürfe nicht. Eine Ehekrise habe sein Verhalten beeinflusst und er
entschuldige sich bei all jenen, «que j’ai pu blesser involontairement» (Le Temps).
Anlass zu den Diskussionen gaben allerdings weniger das Privatleben von Buttet und der
Stalking-Vorwurf – auch wenn zahlreiche Medien dem als wertkonservativ bezeichneten
CVP-Vizepräsidenten, der sich für ein traditionelles Familienbild einsetze, Heuchelei
vorwarfen («Ausgerechnet der Saubermann» titelte etwa der Tages-Anzeiger). Eine
Debatte lösten vielmehr die von Le Temps in Bundesbern eingeholten Reaktionen
verschiedener Politikerinnen und Journalistinnen auf die Affäre Buttet aus: Buttet habe
«des pulsions sexuelles incontrôlées»; wenn er trinke, ändere sich seine Persönlichkeit:
«Il se comporte mal et il a des gestes déplacés»; «il va trop loin et il ne connaît plus de
limites», gaben die befragten Frauen zu Protokoll. Gar von «dérapages choquants» war
die Rede. «Si tu couches, je vote pour ta motion» sei einer Parlamentarierin angeboten
worden. Die Interviewten wollten allerdings anonym bleiben. Sie müssten um ihre
Karriere fürchten, wenn sie sich öffentlich äussern würden. In der Folge nahm die
Deutschschweizer Presse den Fall auf und weitete ihn aus. Anscheinend wisse nicht nur
Buttet nicht, wo die Grenzen seien. Mehrere Parlamentarierinnen kamen zu Wort und
berichteten über «unangebrachte Gesten, die sie wirklich darüber nachdenken lassen,
wohin sie gehen oder ob sie es noch wagen, mit gewissen Personen den Lift zu
nehmen» (Céline Amaudruz; svp, GE), über «sexistische Sprüche» (Yvonne Feri; sp, AG)
oder gar Vergewaltigungsdrohungen in Kommissionssitzungen (Maria Roth-Bernasconi;
sp, GE). Viele Parlamentarierinnen erhielten Bemerkungen zu ihrer Kleidung, ihrem
Make-Up, ihren Beinen, ihren Brüsten; viele wüssten nicht, wie sie reagieren sollten,
würden resignieren und versuchten, damit zu leben. 
Maya Graf (gp, BL) forderte als Präsidentin des Frauendachverbandes Alliance F eine

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 30.11.2017
MARC BÜHLMANN
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Meldestelle für Parlamentsmitglieder, bei der sexuelle Belästigung gemeldet werden
könne. Sexismus gehöre leider immer noch zur Tagesordnung; das sei im Parlament
nicht anders. Freilich gab es auch Stimmen, die ein Sexismus-Problem im Bundeshaus
als «Blödsinn» bezeichneten (Verena Herzog; svp, TG) und keinen Handlungsbedarf
sahen. Um gewählte Nationalrätin zu sein, müsse man stark und durchsetzungsfähig
sein und könne sich wohl zur Wehr setzen, befand Andrea Gmür (cvp, LU). Natalie Rickli
(svp, ZH) warnte davor, nun gleich alle Männer im Bundeshaus unter Generalverdacht zu
stellen. Auch Kathrin Bertschy (glp, BE) betonte im Tages-Anzeiger, dass sich die grosse
Mehrheit der männlichen Kollegen auch bei informelleren Anlässen, in denen Alkohol
fliesse, «normal und anständig» verhalten würde. Wie überall gebe es aber auch hier
«ein paar Typen, die enthemmter sind und die Grenzen nicht kennen.»

Wie ambivalent die Debatte um #metoo ist und wie schwierig es eben ist, sich zu
wehren, zeigten die Auseinandersetzungen um die Anschuldigungen von Céline
Amaudruz zu den unangebrachten Gesten und ihren Bedenken, mit gewissen Personen
den Lift zu benutzen. Nachdem der Sonntags-Blick kolportiert hatte, dass ihre
Andeutung wohl Buttet gegolten haben müsse – der Walliser soll sie beim Apéro nach
der Wahl von Ignazio Cassis in stark angetrunkenem Zustand belästigt haben –, wurde
die Genferin laut Medien in ihrer Fraktion von Adrian Amstutz (svp, BE) heftig kritisiert.
Sie schade der Partei und allen Parlamentariern, wenn sie Äusserungen mache ohne
konkret zu werden und Namen zu nennen. Laut Sonntags-Blick habe die Genferin
darauf unter Tränen das Fraktionszimmer verlassen. In seinem Editorial in der
Weltwoche doppelte Roger Köppel (svp, ZH) nach: Das Klima im Bundeshaus sei
«sexismusfeindlich», Männer stünden unter Generalverdacht. Und weiter: «Eine
Politikerin, die ich noch nie ohne kurzen Rock oder hautenge Bluse gesehen habe,
beschwert sich, sie würde mit gewissen Herren niemals in den Lift steigen.» Das
Problem sei, so die Tribune de Genève, dass Frauen von Opfern zu Täterinnen gemacht
würden – auch im Bundeshaus. Die «manipulierende Wirkung der medialen
Öffentlichkeit» – so die Wochen-Zeitung – sei vor allem für Frauen verheerend, denen,
wenn sie eine Anschuldigung vorbrächten, eine mediale Hetzjagd und die Ausleuchtung
ihres Privatlebens drohe: «Kann eine Situation juristisch nicht eindeutig geklärt werden,
bleibt die Geschichte vor allem an der Frau kleben. Sie kriegt den Schlampenstempel
aufgedrückt.»

Buttet wurde kurz nach Bekanntwerden der Anschuldigungen von seinem Amt als CVP-
Vizepräsident suspendiert. Einen Rücktritt als Nationalrat schloss Buttet vorerst
allerdings aus, auch wenn sich gar CVP-Bundesrätin Doris Leuthard in die Debatte
einbrachte. Falls die Vorwürfe korrekt seien, habe Herr Buttet ein Problem, sagte die
Magistratin bei einem TV-Interview: «Alle diese Herren, die sich nicht zu benehmen
wissen, nerven mich [...]. In der Politik ist das inakzeptabel», wurde das Interview bei
RTS im Blick zitiert. Rund fünf Tage nach Bekanntwerden des Stalking-Vorwurfs liess
sich Buttet krank schreiben. Er wolle eine Kur beginnen, um sein Alkoholproblem in den
Griff zu kriegen, liess er über seinen Anwalt verkünden. Damit vermied er eine geplante
Anhörung durch die Parteileitung. CVP-Präsident Gerhard Pfister (cvp, ZG) nahm in der
Folge vor der Presse Stellung. Buttets Verhalten sei in der Tat inakzeptabel, aber auch
für ihn gelte die Unschuldsvermutung. 
Freilich wurden nicht nur die Rücktrittsforderungen, sondern auch die Forderungen
nach einem Parteiausschluss lauter. Insbesondere nachdem in Le Temps sechs weitere
Frauen zu Wort gekommen waren, die detailliert sexuelle Belästigungen von Buttet
beschrieben, und nachdem bekannt wurde, dass die Walliser Staatsanwaltschaft ein
Verfahren wegen Nötigung eingeleitet hatte. Ohne mit seiner Partei das Gespräch
gesucht zu haben, zog Buttet wohl auch deshalb die Reissleine und gab am Sonntag, 18.
Dezember 2017 seine Demission als Nationalrat bekannt. Er erklärte via Communiqué,
im Interesse der CVP und seiner Familie zurückzutreten. Er wolle sein Umfeld schützen
und die notwendige Ruhe für den Heilungsprozess von seiner Alkoholabhängigkeit
schaffen. Für Buttet, der Gemeindepräsident von Collombey-Muraz (VS) blieb, rutschte
Benjamin Roduit (cvp, VS) in den Nationalrat nach. 

Eine rasche Reaktion auf die Debatten zeigten die beiden Ratspräsidien. Karin Keller-
Sutter (fdp, SG) und Dominique de Buman (cvp, FR) fassten eine «Lex Buttet» (Blick) ins
Auge. Sexuelle Belästigung müsse verurteilt werden und gegen sie sei «mit aller
Entschiedenheit» vorzugehen, so die Ständeratspräsidentin und der
Nationalratspräsident in einem gemeinsamen Communiqué. Mitte Dezember legte die
Verwaltungsdelegation in Absprache mit den Rats- und den Fraktionspräsidien dann ein
Dokument vor, in dem den Parlamentsmitgliedern geraten wurde, sich bei sexueller
Belästigung künftig an die Fraktionsspitzen oder eine externe Beratungsstelle zu
wenden. Das Dokument hielt zudem den Unterschied zwischen einem Flirt und
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sexueller Belästigung fest, wie er auch im Ratgeber für Arbeitnehmende des Bundes
vermerkt ist: Ein Flirt sei «aufbauend», «von beiden Seiten erwünscht» und löse
«Freude aus», während sexuelle Belästigung «erniedrigend», «von einer Person nicht
erwünscht» sei und «Ärger» auslöse. Mit diesem Dokument drifte die Debatte ins
Lächerliche ab, bedauerte Natalie Rickli, als «fausse bonne idée» bezeichnete Doris
Fiala (fdp, ZH) das Unterfangen laut Tages-Anzeiger. Leider mache man nur noch Witze,
wenn man «wie Schulbuben» behandelt werde, obwohl es bei Stalking und sexuellen
Belästigungen um wichtige Themen ginge. Géraldine Savary (sp, VD) befand es hingegen
für nützlich, in Erinnerung zu rufen, «was normal sein sollte, es aber offenbar nicht für
alle ist». Es sei gut darüber zu reden, weil das vor allem den Frauen helfe, sich bewusst
zu werden, dass man Grenzen setzen dürfe und müsse, gab sie dem Tages-Anzeiger zu
Protokoll. 

Einige Medien reflektierten ihre eigene Rolle in der Affäre: Buttets Karriere ende, bevor
erwiesen sei, ob und was er sich zuschulden habe kommen lassen – so etwa die Basler
Zeitung. Die Unschuldsvermutung habe keinen Wert mehr und in den letzten drei
Wochen habe eine «veritable Hetzjagd» mit zahlreichen anonymen Beschuldigungen
stattgefunden. Nur eine Frau habe aber genug Rückgrat gehabt, Buttet anzuzeigen,
seine ehemalige Geliebte. Die «tolérance zéro» sei zur Norm im Parlament geworden,
urteilte die Tribune de Genève und stellte einen Vergleich mit dem Rücktritt von Jonas
Fricker (gp, AG), dem Wirbel um ein aussereheliches Kind von Christophe Darbellay (VS,
cvp) und der Affäre um Geri Müller (gp, AG) her. Jemand mache einen Fehler, es komme
zu einem Mediengewitter und zu grossem politischen Druck, dem nur noch durch einen
Rücktritt begegnet werden könne. Man müsse sich fragen, ob die immer schneller
agierenden Medien Meinungen abbildeten oder selber formten. Sie hätten auf jeden
Fall die Macht, zu definieren, was moralisch vertretbar sei. Die Vermischung von
privatem und öffentlichem Leben nehme zu. Man müsse freilich unterscheiden
zwischen moralischen und strafrechtlichen Verfehlungen – so die Tribune de Genève. 

Mitte August 2018 wurde bekannt, dass Buttet wegen Nötigung und unrechtmässiger
Aneignung zu einer Geldstrafe auf Bewährung verurteilt worden war. Er selber
bezeichnete die damals publik gewordene Verhaftung laut der NZZ als Resultat einer
politischen Verschwörung. Er überlege sich, im Herbst 2019 für den Ständerat zu
kandidieren. 4

Mit 9 Vorstössen pro Kopf hatten sich die Parlamentsmitglieder im Jahr 2017 nach
einer kurzen Baisse im Vorjahr (1'972 Vorstösse; 8 pro Kopf) wieder wesentlich mehr
Arbeit aufgehalst. Dabei kann bei allen Vorstossarten eine Zunahme beobachtet
werden: Es wurden mehr Anfragen (102; 2016: 87), mehr Anliegen für die Fragestunde
(663; 2016: 607), mehr Postulate (204; 2016: 174), mehr Motionen (403, 2016: 342) und
auch mehr parlamentarische Initiativen (129; 2016: 106) eingereicht. Noch nie wurden
zudem so viele Interpellationen eingereicht wie 2017 (718; 2016: 656).
Zwar gingen die 2017 vorgelegten Bundesratsgeschäfte ein wenig zurück (67; 2016: 72)
und das Parlament hatte etwas weniger Wahlgeschäfte (23; 2016: 29) sowie eine
Petition (22; 2016: 23) weniger zu erledigen als im Vorjahr, die Kantone reichten aber
2017 mehr Anliegen in Form von Standesinitiativen (22) ein als noch 2016 (19). 

In den Medien wurde Jean-Luc Addor (svp, VS) als «Vorstosskönig» (St. Galler Tagblatt)
ausgemacht, der seit seiner Wahl 2015 am meisten Vorstösse eingereicht habe. Er sei
sich bewusst, dass seine Vorstösse Kosten verursachten und dies nicht dem Ziel seiner
Partei, einen sparsamen Umgang mit Steuergeldern zu pflegen, entspreche; er mache
aber einfach die Arbeit, für die er gewählt worden sei. Und auch die SVP sei für ein
aktives Parlament, das eine Gegenmacht zur Exekutive und Verwaltung sein müsse. Am
anderen Ende der Skala fand sich Hermann Hess (fdp, TG), der ebenfalls 2015 in den
Nationalrat gewählt worden war und bisher keinen einzigen Vorstoss eingereicht und
nie das Wort ergriffen hatte. Es gebe im Parlament «viel warme Luft ohne Aussicht auf
Resonanz, die vorab der Pflege der eigenen Bekanntheit zu dienen scheint», gab der
Thurgauer dem St. Galler Tagblatt preis. 
Die Weltwoche rechnete vor, dass die Vorstösse von Claude Béglé (cvp, VD), der
ebenfalls durch grosse Aktivität auffiel, die Steuerzahlenden seit seinem Amtsantritt
2015 CHF 544'680 gekostet habe. Das Wochenblatt berief sich auf den Betrag von CHF
6'120, den ein Vorstoss die Verwaltung im Schnitt koste – eine Zahl, die 2007 von den
Parlamentsdiensten als Antwort auf eine Interpellation Spuhler (svp, TG) (Ip. 07.3176) als
Mittel errechnet worden war. Der Bundesrat hatte damals in seiner Antwort
festgehalten, dass es sich aufgrund des wenig aufwendigen Verfahrens und der kleinen
Anzahl untersuchter Vorstösse (7 Motionen, 3 Postulate, 4 Interpellationen) lediglich um

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2017
MARC BÜHLMANN
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eine Schätzung handle. 

Die Ratsmitglieder hatten 2017 freilich nicht nur Vorstösse eingereicht, sondern auch
erledigt und waren diesbezüglich ebenfalls fleissiger als noch im Vorjahr. Die
Verwaltung und die Exekutive beantworteten im Berichtsjahr 96 Anfragen (2016: 83),
663 Fragen in der Fragestunde (2016: 607) und 628 Interpellationen (2016: 625). Die
Räte erledigten 303 Postulate (2016: 288), 458 Motionen (2016: 458) und 104
parlamentarische Initiativen (2016: 82). Allerdings wurden weniger Bundesratsgeschäfte
(74; 2016: 87), weniger Standesinitiativen (18; 2016: 32) und weniger Petitionen (26;
2016: 39) behandelt als noch 2016. Die Anzahl erledigter Wahlgeschäfte war gleich gross
wie im Vorjahr (26). Damit hatten National- und Ständerat 2017 total 2'396 Geschäfte
erledigt, was eine Arbeitslast bedeutete, die praktisch dem langjährigen Durchschnitt
(2'397 erledigte Geschäfte pro Jahr zwischen 2000 und 2017) entsprach.  

Allerdings waren unter den erledigten Motionen und Postulaten auch ein Grossteil von
gar nicht behandelten Anliegen, weil diese zurückgezogen oder unbehandelt
abgeschrieben worden waren. Dies war bei fast einem Drittel aller 2017 erledigten
Motionen (20.7% der 458 im Jahr 2017 erledigten Motionen wurden zurückgezogen und
10.7% abgeschrieben) und immerhin noch bei jedem fünften Postulat (12.9%
zurückgezogen; 7.3% abgeschrieben) der Fall. Erfolgreich waren 21.8 Prozent aller
Motionen, womit die Erfolgsrate gegenüber 2016 (28.7%) zwar gesunken war, aber leicht
über dem langjährigen Schnitt (zwischen 2000 und 2017: 21.2%) lag. Erfolgreicher waren
2017 die Postulate: 54.1 Prozent dieser Vorstösse waren angenommen worden (2016:
53.5%; Schnitt: 47.6%). Die grössere Erfolgsrate bei den Postulaten dürfte mit der
geringeren Verbindlichkeit zu tun haben, aber auch mit dem Umstand, dass sie nicht
von beiden Räten überwiesen werden müssen. So wurden immerhin 18.3% der 458
erledigten Motionen zwar vom Erstrat angenommen, aber vom Zweitrat abgelehnt.

Die Aargauer Zeitung interessierte sich eingehender für dieses Phänomen und fand
heraus, dass der Ständerat wesentlich häufiger Anliegen aus dem Nationalrat versenke
als umgekehrt. Die Zeitung berief sich auf Zahlen der laufenden Legislatur und rechnete
aus, dass von 106 im Nationalrat angenommenen Motionen deren 60 nachträglich vom
Ständerat abgelehnt worden seien, wohingegen von 26 in der kleinen Kammer
angenommenen Motionen lediglich sechs von der grossen Kammer kassiert worden
seien. Das «Muster des grosszügigen Nationalrats gegen den pedantischen Ständerat»
wurde in der Zeitung von verschiedenen Parlamentsmitgliedern diskutiert. Es zeige,
dass der Ständerat eine abgehobene Kammer sei, «die schlicht am Volk
vorbeipolitisiert», gab Walter Wobmann (svp, SO) der Zeitung zu Protokoll. Und auch
Fabio Regazzi (cvp, TI) machte beim Ständerat oft eine «Ablehnung aus Prinzip» aus.
Gegen diese Behauptung wehrte sich Ständerat Martin Schmid (fdp, GR): Der
Nationalrat nehme häufig ohne Debatten eine Reihe von Motionen einfach an. Zudem
spielten in der Volkskammer parteipolitische Motive eine viel grössere Rolle. Das
verspreche zwar Publizität, sei aber nicht effektiv. Im Ständerat seien die Hemmungen
grösser, überhaupt einen Vorstoss einzureichen, erklärte auch Pirmin Bischof (cvp, SO).

Auch die Sonntagszeitung interessierte sich für das Schicksal von Motionen und
Postulaten, und zwar für die «Vorstossguillotine» der Abschreibung eines Vorstosses,
die fällt, wenn dieser nicht innert zwei Jahren behandelt wird. Die Zeitung rechnete
Quotienten aus der Anzahl eingereichter und abgeschriebener Postulate und Motionen
von der 45. bis zur 49. Legislatur aus und kam zum Schluss, das die Fraktionen der
Polparteien eine grössere Abschreibungsquote hätten als die Mitte-Parteien. 32.7
Prozent der Vorstösse der Grünen wurden nie behandelt, bei der SP betrug dieser
Anteil 27.6 Prozent und bei der SVP 27.1 Prozent. Die CVP (22.6%), die BDP (18.9%), die
GLP (18.4%) und die FDP (17.2%) hatten hingegen weniger Abschreibungen zu
verzeichnen. Die Meinungen zu diesen Zahlen gingen auseinander. Während Jürg Stahl
(svp, ZH), der selber eine hohe individuelle Abschreibungsquote verzeichnete, diese als
«sinnvollen Selbstreinigungsmechanismus des Parlaments» bezeichnete, fand es
Margret Kiener Nellen (sp, BE) «störend, dass Vorstösse der Polparteien häufiger
abgeschrieben werden». Alle Anliegen müssten sachlich und nicht parteipolitisch
geprüft werden. Ob ein Vorstoss traktandiert wird oder nicht, entscheiden die Büros
der beiden Kammern. Zwischen 2003 und 2008 wurde die automatische Abschreibung
nach zwei Jahren ausgesetzt, die Büros mussten jeweils begründen, weshalb ein
Vorstoss hätte abgeschrieben werden sollen. Allerdings wurde der Automatismus 2008
wieder eingeführt. 5
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Zum Abschluss seiner politischen Karriere wurde Jean-René Fournier (cvp, VS) ins
Ständeratspräsidium gewählt. 1985 war er ins Walliser Parlament gewählt worden. Ab
1997 gehörte er der Kantonsregierung an, wo er auch noch zwei Jahre verblieb,
nachdem er 2007 in den Ständerat gewählt worden war. Zum vierten Mal in der
Geschichte des Bundesstaates präsidierte damit ein Walliser die kleine Kammer.
Fournier erhielt 41 von 42 gültigen Stimmen, zwei der 45 ausgeteilten Wahlzettel
blieben leer und auf einem stand ein anderer Name. Die scheidende Präsidentin, Karin
Keller-Sutter (fdp, SG), dankte ihrem Nachfolger für die gute Zusammenarbeit. In seiner
Rede gab Fournier den Dank zurück und lobte die St. Gallerin für ihre effiziente Arbeit
und wünschte ihr – im Hinblick auf die anstehende Wahl in den Bundesrat – Glück für
ihre weitere Arbeit. 
Zum ersten Vizepräsidenten und damit zum voraussichtlichen Nachfolger Fourniers
wurde Hans Stöckli (sp, BE) bestimmt. Der Bieler erhielt 34 von 40 gültigen Stimmen.
Von den 43 ausgeteilten Wahlzetteln kamen 2 leer und einer ungültig zurück. Auf 6
Bulletins standen andere Namen. Als amtierende zweite Vizepräsidentin wäre eigentlich
Géraldine Savary (sp, VD) für das erste Vizepräsidium an der Reihe gewesen. Da sie aber
angekündigt hatte, bei den Wahlen 2019 nicht mehr anzutreten, kam Stöckli zum
Handkuss, was die für ständerätliche Verhältnisse doch recht bescheidene Stimmenzahl
zu erklären vermag. Zum zweiten Vizepräsidenten wurde Alex Kuprecht (svp, SZ)
gewählt. Er erhielt 40 von 42 Stimmen, zwei der 44 ausgeteilten Wahlzettel blieben leer
und auf zwei weiteren stand ein anderer Name als der des Schwyzers. In der Folge
wurden Thomas Hefti (fdp, GL) zum Stimmenzähler (43 ausgeteilte Wahlzettel, 1 leer, 42
für Hefti) und Brigitte Häberli-Koller (cvp, TG) zur Ersatzstimmenzählerin gewählt (44
ausgeteilte Wahlzettel, 2 leer, 1 Diverse, 41 Stimmen für Häberli-Koller). Damit war das
Büro-SR für das letzte Jahr der 50. Legislatur besetzt. 6

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 26.11.2018
MARC BÜHLMANN

In der Sommersession 2019 wurden die voraussichtlich letzten Wechsel der 50.
Legislatur im Nationalrat vorgenommen. Für lediglich noch zwei Sessionen wurden zwei
neue Zürcher SVP-Mitglieder vereidigt: Therese Schläpfer (svp, ZH) und Martin Haab
(svp, ZH). Sie erbten die Sitze von zwei Winterthurer Schwergewichten der Volkspartei.
Natalie Rickli (svp, ZH) hatte seit 2007 und Jürg Stahl (svp, ZH) gar seit 1999 in der
Volkskammer gesessen. Während Rickli im Frühling 2019 in den Zürcher Regierungsrat
gewählt worden war und deshalb ihr Nationalratsamt niederlegte, wollte Stahl, der 2017
als Nationalratspräsident geamtet hatte, der «nächsten Generation» Platz machen.
Allerdings war Stahls Nachfolgerin Therese Schläpfer, 2019 frisch in den Kantonsrat
gewählte Gemeindepräsidentin aus Hagenbuch, bereits 60 Jahre alt. Der für Rickli
nachrutschende Landwirt Martin Haab (Jahrgang 1962) sass seit 2011 im
Kantonsparlament von Zürich. Auch wenn die Zeit in Bern bis zu den Wahlen für Haab
und Schläpfer nur noch kurz ist, dürfte das Etikett «Bisherige» bei den
Nationalratswahlen im Herbst 2019 ihre (Wieder-)Wahlchancen erhöhen.

Insgesamt kam es in der 50 Legislatur zu 28 Mutationen – 26 im Nationalrat und zwei im
Ständerat. In der SP-Fraktion kam es zu 9 Wechseln: 21 Prozent der 2015 in den
Nationalrat gewählten Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten wurden damit in der
50. Legislatur ersetzt. Die CVP wies hier eine Quote von 20 Prozent auf (6 Wechsel). Mit
drei Wechseln war die Wechselquote bei den Grünen am höchsten (25%). Einen
Wechsel gab es in der BDP-Fraktion (14%). Mit fünf respektive zwei Wechseln wiesen die
FDP (6%) und die SVP (7%) eher geringe Fluktuationsraten auf. Gar keine Mutationen gab
es bei der GLP-Fraktion. 7

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 03.06.2019
MARC BÜHLMANN

Wahlen

01.01.90 - 01.01.20 6ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Eidgenössische Wahlen

Im Kanton St. Gallen traten mit Karin Keller-Sutter und Paul Rechsteiner beide
amtierenden Vertreter erneut zu den Ständeratswahlen an. Von FDP-Ständerätin
Keller-Sutter wurde die Wiederwahl von allen Seiten erwartet, da die ehemalige
Regierungsrätin nicht erst seit ihrer glanzvollen Wahl vor vier Jahren als politisches
Schwergewicht in ihrer Partei galt. Für den SP-Mann Rechsteiner bahnte sich wie
bereits 2011 Konkurrenz aus der CVP und der SVP an, namentlich waren dies Kantonsrat
Thomas Ammann und Nationalrat Thomas Müller. Die CVP hatte sich in den letzten
Wahlen von ihrer ungeschickten Seite gezeigt, als sie im zweiten Wahlgang mit Michael
Hüppi einen weithin unbekannten und entsprechend erfolglosen Kandidaten ins
Rennen geschickt hatte. Dem kantonalen Fraktionspräsidenten Thomas Ammann
wurden zwar wesentlich bessere Chancen eingeräumt, er konnte jedoch sein mediales
Image als blasser Kandidat nie wirklich ablegen. Auf der anderen Seite galt Thomas
Müller als aussichtsreichster Herausforderer des Gewerkschaftspräsidenten
Rechsteiners. SVP-Präsident Toni Brunner hatte bereits 2011 den Einzug ins „Stöckli“
nur äusserst knapp im zweiten Wahlgang verpasst, weswegen man sich von einem
gemässigteren Kandidaten wie Müller viel versprach. Das Kandidatenfeld im Rennen um
die beiden Ständeratssitze wurde ergänzt durch Yvonne Gilli (GPS), Margrit Kessler
(GLP), Richard Ammann (BDP), Hans Oppliger (EVP) sowie Andreas Graf (Parteifrei SG).
Für Diskussionen in der Wahlkampfberichterstattung sorgte hauptsächlich die Frage
der Eignung des CVP-Vertreters Ammann als Kandidat für den Ständerat. Ausgerechnet
CVP-Präsident Christophe Darbellay sorgte mit Äusserungen anlässlich eines Interviews
mit der Ostschweiz am Sonntag für Irritationen. Darbellay schien von einer möglichen
Nichtwahl Ammanns auszugehen, indem er behauptete, dass die Wahl eines CVP-
Kandidaten spätestens 2019 gelingen würde. Daraufhin schob er den Namen des
amtierenden Regierungsrats Beni Würth nach, was in den Augen vieler einer
Diskreditierung Ammanns gleichkam.

Mit einem überragenden Resultat schaffte Karin Keller-Sutter erwartungsgemäss die
Wiederwahl bereits im ersten Wahlgang problemlos. Sie konnte 103‘258 Stimmen auf
sich vereinen, womit sie das absolute Mehr um mehr als 25‘000 Stimmen übertraf.
Hinter ihr folgten Paul Rechsteiner mit 62‘944 Stimmen, Thomas Müller mit 50‘692
Stimmen und – zur grossen Überraschung – Yvonne Gilli mit 19‘191 Stimmen. Thomas
Ammann musste sich mit 16‘821 Stimmen und einem enttäuschenden fünften Platz
zufrieden geben. Aufgrund dieses äusserst mageren Resultats zog man bei der CVP die
Konsequenzen und verzichtete auf ein Antreten im zweiten Wahlgang. Nachdem sich
auch Yvonne Gilli und die restlichen Kandidaten auf den hinteren Rängen
zurückgezogen hatten, kam es wie schon 2011 zum Duell zwischen SP und SVP, also
zwischen Gewerkschaftspräsident Paul Rechsteiner und  Nationalrat Thomas Müller.
Dem SVP-Mann wurden zwar gute Chancen auf die Sitzeroberung eingeräumt, allerdings
wurde ihm vor allem in CVP-Kreisen auch misstrauisch begegnet. Neben der generell
harten Rhetorik, mit welcher die St. Galler SVP die restlichen bürgerlichen Parteien
über die vergangenen Jahre angegangen war, war hierbei die Vergangenheit Thomas
Müllers als CVP-Mitglied wohl mitschuldig. Den Parteiwechsel Müllers von der CVP zur
SVP anlässlich der letzten Wahlen wurde ihm in weiten Kreisen übel genommen.
Rechsteiner andererseits wurde von der SP geschickt als starker Standesvertreter
porträtiert, welcher sich für die St. Galler Interessen stark gemacht habe. Untermauert
wurde diese Sichtweise durch prominente bürgerliche Unterstützung, beispielsweise
durch die zurückgetretene CVP-Nationalrätin Lucrezia Meier-Schatz, sowie durch die
ihm attestierte gute Zusammenarbeit mit FDP-Ständerätin Keller-Sutter.

Im zweiten Wahlgang bestätigten sich die positiven Vorzeichen für Paul Rechsteiner,
welcher mit 70‘250 Stimmen seinen Konkurrenten Thomas Müller (49‘662 Stimmen) klar
distanzierte. Wie schon vor vier Jahren konnte der pointiert links politisierende SGB-
Präsident damit bis weit ins bürgerliche Lager Stimmen holen. Nach einem erneuten
Scheitern  dürfte die SVP sich damit trösten, dass sie mit einer stärkeren CVP-
Kandidatur in vier Jahren vielleicht doch noch als „lachende Dritte“ einen Sitz im Stöckli
erobern könnte. 8

WAHLEN
DATUM: 15.11.2015
ANDREA DENZ
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Im Kanton Zürich kandidierten bei den Nationalratswahlen 2019 insgesamt 966
Personen auf 32 Listen. Der Frauenanteil unter den Kandidierenden betrug 43 Prozent.
Während die Anzahl Listen gegenüber 2015 leicht zurückging, bedeuteten die Zahl der
Kandidierenden und der Frauenanteil neue Höchstwerte. Zu vergeben waren im
bevölkerungsreichsten Kanton der Schweiz weiterhin 35 Sitze. 

Bei den Wahlen vor vier Jahren hatte sich entgegen dem nationalen Trend die SP als
Siegerin feiern lassen können. Sie hatte damals zwei zusätzliche Sitze gewonnen. Auch
die SVP und die FDP hatten zulegen können. Die Verteilung der 35 Zürcher
Nationalratssitze lautete seither: 12 SVP, 9 SP, 5 FDP, 3 GLP, 2 GPS, 2 CVP, 1 BDP, 1 EVP.
Die Ergebnisse der Kantonsratswahlen im März 2019 deuteten darauf hin, dass es für die
SVP schwierig werden könnte, bei den nationalen Wahlen im Oktober ihre zwölf Sitze zu
halten. Nach der veritablen Wahlschlappe bei den kantonalen Wahlen war auf Druck von
Parteidoyen Christoph Blocher fast die gesamte Parteileitung zurückgetreten. So stieg
die SVP mit einem jungen Interimspräsidenten, Patrick Walder, in den Wahlkampf. Die
Partei hatte zudem zwei Rücktritte zu verkraften – Jürg Stahl und Hans Egloff
verzichteten auf einen erneute Legislatur. Dafür gab bei der Volkspartei der 2015 nicht
wiedergewählte Christoph Mörgeli sein Comeback als Nationalratskandidat. Die SVP
verband dieses Jahr ihre Listen einzig mit der EDU. Die Gewinner bei den
Kantonsratswahlen waren die Grünliberalen und die Grünen gewesen. Die guten
Resultate und das aktuell heisseste Thema – die Klimapolitik – machten beiden Parteien
Hoffnung auf Sitzgewinne auch bei den nationalen Wahlen. Die beiden Zugpferde der
Zürcher Grünen – der Fraktionspräsident Balthasar Glättli und der ehemalige
Vizepräsident der Grünen Schweiz Bastien Girod – reihten sich auf der Hauptliste nur
auf den Plätzen drei und vier ein. Angeführt wurde die Liste von zwei Frauen – der
ehemaligen Nationalrätin Katharina Prelicz-Huber sowie Parteipräsidentin Marionna
Schlatter-Schmid. Auf der Liste vertreten war ursprünglich auch das bekannte Model
Tamy Glauser. Allerdings zog Glauser ihre Kandidatur zurück, nachdem sie mit einer
«sehr unbedarften Aussage» über die angeblich heilende Wirkung von Veganer-Blut auf
einer Online-Plattform heftige Reaktionen ausgelöst hatte. Die andere Partei der
Stunde, die Grünliberalen, hatten auf das Wahljahr hin ihre Parteispitze ausgewechselt.
Das junge Duo Nicola Forster und Corina Gredig bildeten neu ein Co-Präsidium. Dank
diesem frischen Wind und einer Listenverbindung mit der CVP, der BDP und der EVP
erhoffte sich die GLP, die angestrebten Sitzgewinne zu realisieren. Eine gänzlich andere
Stimmung herrschte derweil bei den Sozialdemokraten. Am meisten Schlagzeilen
generierte die SP im Wahljahr durch das parteiinterne Seilziehen über die künftige
politische Ausrichtung der Partei. Anhänger des sozialliberalen Flügels fühlten sich
dabei zunehmend marginalisiert. Der Konflikt führte schliesslich dazu, dass zuerst die
ehemalige Nationalrätin Chantal Galladé und danach der amtierende Nationalrat und
ehemalige Parteipräsident Daniel Frei aus der Partei austraten und zur GLP wechselten.
In Freis Fall geschah dies, nachdem die SP ihn bereits auf ihre Nationalratsliste gesetzt
hatte. Frei verzichtete letztlich ganz auf eine Teilnahme an den Nationalratswahlen.
Neben Verlusten von Parteiangehörigen und Wählerinnen und Wählern an die GLP
befürchteten die Genossen zusätzlich, dass linke Wechselwähler bei der «Klimawahl»
eher die Listenpartnerin, die Grünen, wählen würden und die SP so Sitze verlieren
könnte. Auch im Lager der Christdemokraten kam es zu einem Wirbel um eine
Personalie. Kathy Riklin (CVP) wurde nach zwanzig Jahren als Nationalrätin von ihrer
Partei nicht mehr nominiert. Stattdessen kandidierte Riklin für die Christlichsoziale
Vereinigung – mit geringen Chancen auf eine Wiederwahl. Bei der FDP kandidierte der
aufstrebende Jungpolitiker und ehemalige Präsident der Jungfreisinnigen, Andri
Silberschmidt. Da sämtliche fünf bisherigen Freisinnigen erneut zur Wahl antraten,
erklärte die FDP offiziell den Gewinn eines Sitzes zum Ziel. Trotz dieses hochgesteckten
Ziels ging die FDP keine Listenverbindung mit anderen Parteien ein. Die Zürcher EVP ist
seit 100 Jahren fast ausnahmslos im Nationalrat vertreten, da sie auf eine treue
Wählerschaft zählen kann. Ihr Sitz schien daher auch dieses Jahr nicht in Gefahr. Ganz
anders sah die Ausgangslage bei der anderen Partei aus, welche 2015 einen Sitz geholt
hatte: Bei der BDP ging es ums politische Überleben, nachdem die Partei im März bei
den kantonalen Wahlen alle ihre fünf Sitze im Kantonsparlament verloren hatte.

Am Wahlsonntag dominierte die Farbe Grün. Sowohl die Grünen (+7.2 Prozentpunkte,
neu 14.1%) als auch die Grünliberalen (+5.8 Prozentpunkte, neu 14.0%) konnten ihre
Wähleranteile deutlich ausbauen und gewannen je drei zusätzliche Sitze. Für die
Grünen zog neben den beiden Bisherigen und den Spitzenkandidatinnen Schlatter-
Schmid und Perlicz-Huber auch noch Meret Schneider in die Grosse Kammer ein. Bei
den Grünliberalen gab es nach dem Rücktritt von Thomas Weibel sogar Platz für vier
neue Gesichter. Corina Gredig, Jörg Mäder, Judith Bellaïche und Barbara Schaffner
vertreten neu den Kanton Zürich in Bundesbern. Co-Präsident Nicola Forster verpasste

WAHLEN
DATUM: 20.10.2019
ELIA HEER
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den Einzug ins Parlament nur knapp. Auf der Verliererseite befanden sich die SVP und
die SP, welche je zwei Sitze abgeben mussten. Am meisten Wähleranteile verlor die SP (-
4.1 Prozentpunkte, neu 17.3%). Trotzdem schaffte eine neue Sozialdemokratin den
Sprung in den Nationalrat, denn Céline Widmer setzte sich gleich vor zwei bisherige
Nationalräte – Martin Naef und Thomas Hardegger –, die beide die Wiederwahl
verpassten. Die SVP verlor beinahe so viele Wählerprozente (-4.0 Prozentpunkte, neu
26.7%) wie die SP. Während Martin Haab, der erst im Juni für Jürg Stahl nachgerutscht
war, sein Mandat verteidigen konnte, verpasste Claudio Zanetti nach nur einer
Legislatur im Nationalrat seine Wiederwahl. Auch Christoph Mörgeli verpasste seinen
Wiedereinzug in die Grosse Kammer. Ebenfalls zu den Verlierern des Tages gehörten die
CVP und die BDP. Die CVP konnte ihren Wähleranteil zwar leicht ausbauen (+0.2
Prozentpunkte, neu 4.4%), verlor aber trotzdem einen ihrer beiden Sitze. Für die BDP
verkam die Wahl zu einem veritablen Desaster. Sie verlor über die Hälfte ihres
Wähleranteils (neu 1.6%) und mit der Nicht-Wiederwahl von Rosmarie Quadranti war
die BDP Zürich ab sofort nicht mehr im Nationalrat vertreten. Die FDP verlor zwar 1.6
Prozentpunkte ihres Wähleranteils (neu 13.7%) und war damit neu nur noch die
fünftstärkste Kraft im Kanton, doch immerhin konnte sie ihre fünf Sitze verteidigen.
Andri Silberschmidt schaffte den Einzug ins Parlament und verdrängte damit den
Direktor des SGV Hans-Ulrich Bigler – eine herbe Niederlage für den Gewerbeverband,
da neben Bigler auch Verbandspräsident Jean-François Rime (svp, FR) abgewählt
wurde. Die EVP (+0.2 Prozentpunkte, neu 3.3%) verteidigte den Sitz von Niklaus Gugger
problemlos. Das beste Resultat aller Kandidierenden erzielte Roger Köppel (svp) mit
121'098 Stimmen. Die Zusammensetzung der Zürcher Nationalratsdelegation lautete
damit neu: 10 SVP, 7 SP, 6 GLP, 5 GP, 5 FDP, 1 CVP, 1 EVP. Der Frauenanteil unter den
Gewählten betrug neu 45.7 Prozent. Die Stimmbeteiligung fiel gegenüber 2015 um 2.8
Prozentpunkte (2019: 44.4%). 9

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Auch bei den Wahlen in den Ständerat musste die FDP Verluste hinnehmen. Mit neu elf
Mandaten in der kleinen Kammer musste der Freisinn zwar im Vergleich zu 2007 per
Saldo lediglich einen Sitzverlust verkraften. Dies bedeutete aber erstens ein Rekordtief
und zweitens gleich viele Sitze wie die SP, die zusammen mit der FDP neu die
zweitstärkste Kraft in der kleinen Kammer stellt. Verteidigen konnte der Freisinn seine
Ständeratssitze in den Kantonen Zürich (Gutzwiller), Luzern (Theiler), Obwalden (Hess),
Glarus (Freitag), Appenzell Ausserrhoden (Altherr), Aargau (Egerszegi) und Neuenburg
(Comte). Neu in den Ständerat zogen – den freisinnigen Sitz in ihrem jeweiligen Kanton
verteidigend – Karin Keller-Sutter (SG), die trotz einer gegen sie gerichteten Kampagne
der Weltwoche einen grossen Erfolg feierte, Joachim Eder (ZG) und – wenn auch nur
äusserst knapp mit 763 Stimmen Vorsprung – Fabio Abate (TI). Im Kanton Graubünden
konnte zudem der Sitz der nicht mehr angetretenen SVP erobert werden (Martin
Schmid). Historische Niederlagen musste die FDP hingegen in den Kantonen Solothurn
und Schaffhausen hinnehmen. In beiden Kantonen konnte der Ständeratssitz, den man
in Solothurn seit 163 Jahren inne gehabt hatte, nicht gehalten werden. Mit dem Verlust
in Schaffhausen war der dortige Freisinn erstmals seit 1848 nicht mehr in Bern
vertreten. Keine Chance auf einen Sitzgewinn hatten die Freisinnigen Kandidierenden
schliesslich in den Kantonen Bern (weder im Frühjahr für die Ersatzwahl von
Bundesrätin Sommaruga noch im Herbst), Schwyz, Freiburg, Basel-Stadt, Thurgau,
Waadt, Wallis, Genf und Jura. 10

WAHLEN
DATUM: 07.12.2011
MARC BÜHLMANN
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